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ERSTER TEIL: ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

Art. 1 Rechtsnatur 

 

Der «Verein der Paritätischen Berufskommission für die Bodenbelagsbranche (PBK)» 

ist ein Verein im Sinne von Art. 60 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB). 

 

Art. 2 Mitglieder und Organe 

 

1Vereinsmitglieder sind die am Gesamtarbeitsvertrag für die Schweizerische Boden-

belagsbranche (nachstehend GAV Boden) vom 29. Mai 2017 beteiligten Arbeitgeber-

verbände und Arbeitnehmerverbände (nachstehend die Vertragsparteien oder die Mit-

glieder). 

Neuhinzutretende Vertragsparteien werden durch einstimmigen Beschluss der Ver-

einsversammlung in den Verein aufgenommen. 

 

2Die Organe des Vereins sind die Vereinsversammlung, der Vorstand sowie die Re-

visionsstelle. 

 

Art. 3 Zweck 

 

Im Sinne von Art. 6 GAV Boden bezweckt der Verein die Zusammenarbeit der Ver-

tragsparteien hinsichtlich Durchführung und Vollzug des GAV Boden, so insbeson-

dere: 

− Überwachung der Einhaltung des GAV Boden; 

− Erlass aller für den Vollzug notwendigen Massnahmen; 

− Durchführung und Durchsetzung von Kontrollen; 

− Geltendmachung, Einforderung, Verwaltung und Verwendung von Kontrollkosten, 

Vollzugskostenbeiträgen und Konventionalstrafen;  

− Kontrolle der Einhaltung der Anforderungen bezüglich der Bestimmungen des GAV 

Boden im Bereich des Bundesgesetzes über die flankierenden Massnahmen bei 

entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und über die Kontrolle der in 

Normalarbeitsverträgen vorgesehenen Mindestlöhne (Entsendegesetz, EntsG);  

− Kontrolltätigkeiten im Bereich des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Bekämp-

fung der Schwarzarbeit (Bundesgesetz gegen die Schwarzarbeit, BGSA), soweit sie 

der Paritätischen Berufskommission übertragen wurden;  
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− Durchsetzung der ihr obliegenden Aufgaben auf dem Rechtsweg (namentlich Kla-

gen und Betreibungen) in eigenem Namen; 

− Auslegung dieses Gesamtarbeitsvertrags; 

− Schlichtung von Kollektivstreitigkeiten über die Auslegung und Anwendung dieses 

Gesamtarbeitsvertrags. 

 

 

ZWEITER TEIL: DIE ORGANE 

 

 

1. ABSCHNITT: DIE VEREINSVERSAMMLUNG 

 

 

Art. 4 Stellung 

 

1Die Vereinsversammlung bildet das oberste Organ des Vereins (Art. 64 Abs. 1 ZGB). 

 

2Die Vereinsversammlung tagt, so oft es die Geschäfte erfordern. Mindestens einmal 

pro Jahr findet eine ordentliche Vereinsversammlung statt. 

 

Art. 5 Zusammensetzung und Stimmrecht 

 

1Die Vereinsversammlung besteht aus sechs von den einzelnen Vertragsparteien 

aus deren eigenen Reihen autonom bestimmten Delegierten.  

 

2Die Zusammensetzung der Vereinsversammlung gestaltet sich im Einzelnen wie 

folgt: 

a) Vier delegierte Personen aus dem Kreise der Arbeitgeberseite, welche durch Bo-

denSchweiz ernannt werden. 

b) Vier delegierte Personen aus dem Kreise der Arbeitnehmerseite, welche durch 

die Angestellten Schweiz ernannt werden; 

3Jeder Delegierte hat in der Vereinsversammlung eine Stimme. Stimmrechtsvertre-

tungen durch andere Delegierte sind ausgeschlossen. 

 

Art. 6 Vorsitz und Konstitution der Vereinsversammlung 
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Der Präsident des Vorstandes leitet die Vereinsversammlung. Im Übrigen konstituiert 

sich die Vereinsversammlung selbst. 

 

Art. 7 Aufgaben der Vereinsversammlung 

 

Die Vereinsversammlung nimmt die Aufgaben im Sinne von 

Art. 65 ZGB wahr. Sie ist zuständig für: 

 

- den Erlass und die Revision der Statuten, 

- Genehmigung von Reglementen, soweit es diese Statuten vorsehen, 

- die Abnahme des Jahresberichts, 

- die Abnahme des jährlichen Budgets, 

- die Abnahme des jährlichen Rechnungsabschlusses (Jahresrechnung und Bilanz), 

- die Aufnahme von neuen Mitgliedern, 

- die Wahl der Präsidentin/des Präsidenten und der Vizepräsidentin/des Vizepräsi-

denten des Vorstandes, 

- die Wahl der übrigen Vorstandsmitglieder, 

- die Wahl der Revisionsstelle,  

- die Errichtung und Auflösung von Fonds, 

- den Entscheid über die Auflösung des Vereins,  

- den Beschluss über die Verwendung des verbleibenden Vermögens im Falle einer 

Liquidation. 

 

Art. 8 Einberufung und Beschlussfassung 

 

1Die ordentlichen Vereinsversammlungen werden vom Vorstand einberufen. Zur or-

dentlichen Vereinsversammlung sind die Mitglieder mindestens 20 Tage vorher per 

Mailversand, unter Angabe der Traktanden und Zustellung der Sitzungsunterlagen, 

einzuladen. 
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2Zwei Delegierte zusammen oder der Vorstand können die Einberufung einer aus-

serordentlichen Vereinsversammlung verlangen. Die Delegierten richten ihr Begeh-

ren zur Einberufung einer ausserordentlichen Vereinsversammlung unter Angabe des 

Einberufungsgrundes an den Vorstand. 

 

3Die Vereinsversammlung ist beschluss- und wahlfähig, wenn paritätisch mindestens 

je zwei Delegierte der Arbeitnehmerseite und Arbeitgeberseite anwesend sind. 

 

4Die Vereinsversammlung fasst ihre Beschlüsse mit dem absolutem Mehr der anwe-

senden Stimmen. Die Präsidentin/ der Präsident besitzt keinen Stichentscheid. 

Bei Stimmengleichheit ist ein Beschluss vorerst nicht zustande gekommen. In diesem 

Fall ist ein Geschäft innert Monatsfrist von der Vereinsversammlung nochmals zu be-

handeln. Bei wiederholter Stimmengleichheit ist ein Beschluss endgültig nicht zu-

stande gekommen. 

 

5Die Vereinsversammlung vollzieht ihre Wahlen mit dem absoluten Mehr der anwe-

senden Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist ein zweiter Wahlgang mit einfachem 

Mehr durchzuführen. Bei wiederholter Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

6Beschlussfassungen der Vereinsversammlung können mit Ausnahme der ordentli-

chen Vereinsversammlung und der Personenwahlen auf dem Zirkularweg erfolgen.  

Verlangen zwei Delegierte eine Vereinsversammlung, so hat der Vorstand eine Ver-

einsversammlung einzuberufen. 

Zirkularbeschlüsse werden mit dem absolutem Mehr der abgegebenen Stimmen ge-

fasst. Das Abstimmungsprozedere bestimmt sich sinngemäss nach Art. 8 Abs. 4 die-

ser Statuten. 

 

7Will der Vorstand ein Geschäft per Zirkularverfahren erledigen, teilt er den Delegier-

ten schriftlich oder per E-Mail folgende Angaben mit: 

- die Abstimmungsfrage, 

- die Frist, innerhalb welcher an Stelle des Zirkularverfahrens eine Vereinsversamm-

lung verlangt werden kann, 

-  die Frist, innerhalb welcher die Stimme zum Geschäft abzugeben ist und 



- 
6 
- 

 

6 

 

- die Post- oder E-Mail-Adresse für die Stimmrechtsabgabe und das Verlangen ei-

ner Vereinsversammlung.   

 

 

2. ABSCHNITT: DER VORSTAND UND DIE IHM UNTERSTELLTE GE-

SCHÄFTSSTELLE VOLLZUG 

 

1. KAPITEL: DER VORSTAND 

 

 

Art. 9 Zusammensetzung und Wahl 

 

1Der Vorstand ist für die wesentlichen strategischen Entscheidungen des Vereins zu-

ständig. 

 

2Die Vorstandsmitglieder dürfen keine Delegierten der Vereinsversammlung sein. 

Der Vorstand setzt sich zusammen aus: 

a) zwei Vertretern der arbeitgeberseitigen Vertragsparteien und zwei Vertretern der 

arbeitnehmerseitigen Vertragsparteien; 

b) davon der Präsidentin/ dem Präsidenten; 

c) davon der Vizepräsidentin/dem Vizepräsidenten. 

 

3Die Präsidentin/der Präsident und die Vizepräsidentin/der Vizepräsident sind im 

Wechsel von 24 Monaten aus dem Kreise der arbeitgeberseitigen Vertragspartei (Bo-

denSchweiz) und der arbeitnehmerseitigen Vertragspartei (Angestellte Schweiz) zu 

bestimmen. 

Wird die Präsidentin/der Präsident aus dem Kreise der arbeitgeberseitigen Vertrags-

partei gestellt, so ist die Vizepräsidentin/der Vizepräsident aus dem Kreise der arbeit-

nehmerseitigen Vertragspartei zu bestimmen und umgekehrt, wobei die Vereinsver-

sammlung jeweils die Präsidentin/den Präsidenten zuerst wählt.  

Die Vertragsparteien stellen maximal je zwei Kandidaten für das Präsidium bzw. (je 

nach Turnus) das Vizepräsidium sowie maximal je zwei Kandidatinnen/Kandidaten 

für die übrigen Vorstandsmitglieder. 
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Art. 10 Beschlussfassung 

 

1Der Vorstand ist beschluss- und wahlfähig, wenn paritätisch mindestens je ein Mit-

glied des Vorstandes anwesend ist. Darunter muss entweder der Präsident/die Prä-

sidentin und/oder der Vizepräsident/die Vizepräsidentin anwesend sein. 

 

2Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit dem absoluten Mehr der anwesenden 

Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Geschäft als abgelehnt. Die Präsidentin/der 

Präsident verfügt über keinen Stichentscheid. 

 

3Die Ernennung von durch den Vorstand zu wählenden Funktionsträgern hat einstim-

mig zu erfolgen. 

 

 

Art. 11 Aufgaben 

 

1Der Vorstand überwacht die Durchführung des GAV Boden und dabei insbesondere 

die Kontrolle, den Vollzug und die Durchsetzung des GAV Boden. Er überwacht die 

Tätigkeiten der Geschäftsstelle Vollzug. 

 

2Er vertritt den Verein nach aussen und bezeichnet diejenigen Personen, welche die 

rechtsverbindliche Unterschrift des Vereins führen sowie die Art der Zeichnung.  

 

3Dem Vorstand fallen alle Geschäfte zu, die nicht aufgrund der Statuten oder zwin-

genden Rechts in den Kompetenzbereich der Vereinsversammlung fallen. Insbeson-

dere übernimmt der Vorstand die folgenden Aufgaben: 

- Er ist verantwortlich für die Einberufung, Vorbereitung und Durchführung der or-

dentlichen und ausserordentlichen Vereinsversammlungen; 

- Er ist verantwortlich für die Erstellung des Gesamtbudgets und die Vorlage der 

Jahresrechnung zuhanden der Vereinsversammlung; 

- Er ernennt die Leiterin/den Leiter der «Geschäftsstelle Vollzug»; 

- Er kann Reglemente, Richtlinien und Kompetenzregelungen erstellen, dies insbe-

sondere für die Geschäftsstelle Vollzug; 

- Er fällt Entscheide über die Führung von Prozessen, Verwaltungsverfahren sowie 

die Ergreifung von Rechtsmitteln gegenüber Arbeitgebern und Arbeitnehmern; 

- Er kann Kommissionen ernennen. 
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2. KAPITEL: DIE GESCHÄFTSSTELLEN VOLLZUG 

 

 

Art. 12 Die Geschäftsstelle Vollzug 

 

1Die Leiterin/der Leiter der Geschäftsstelle Vollzug hat im Rahmen der Richtlinien 

des Vorstandes Budgetverantwortung für seinen Bereich. Sie/er rapportiert direkt an 

den Vorstand. 

 

2Der Vorstand erlässt ein Reglement für die Wahrnehmung der Aufgaben der «Ge-

schäftsstelle Vollzug». Das Reglement ist von der Vereinsversammlung zu genehmi-

gen.  

 

3Die gemäss Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe a GAV Boden zu entrichtenden Vollzugskos-

tenbeiträge werden von der Geschäftsstelle Vollzug geführt und verwaltet.  

 

Art. 13 Teilnahme an Sitzungen 

 

Die Leiterin/der Leiter der Geschäftsstelle Vollzug nimmt an den Sitzungen der Ver-

einsversammlung und des Vorstandes in beratender Funktion teil. 

 

 

3. ABSCHNITT: DIE REVISIONSSTELLE 

 

 

Art. 15 Wahl 

 

Die Vereinsversammlung bezeichnet auf die Dauer von drei Jahren eine Revisions-

stelle. Wiederwahl ist möglich. 
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DRITTER TEIL: LEISTUNGEN UND DEREN FINANZIERUNG 

 

 

1. ABSCHNITT: FINANZIERUNG 

 

 

Art. 16 Finanzierung 

 

Die Finanzierung des Bereiches Vollzug gemäss Art. 12 erfolgt gemäss Art. 7-9 GAV 

Boden durch: 

 

a) Vollzugskostenbeiträge der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer; 

b) Vollzugskostenbeiträge der Arbeitgeber; 

c) Zuwendungen; 

d) Kapitalerträge; 

e) Auferlegte Kontrollkosten und Konventionalstrafen. 

 

Art. 17 Haftung der Vertragsparteien 

 

Für die Verbindlichkeiten des Vereins haftet allein das Vereinsvermögen. Eine per-

sönliche Haftung der Mitglieder ist ausgeschlossen. 

 

Art. 18 Beitragssätze der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer und der 

Arbeitgeber 

 

1Die Vollzugskostenbeiträge richten sich nach der jeweils gültigen Fassung des GAV 

Boden. 

 

2Der Vorstand erlässt Richtlinien und Reglemente mit den notwendigen Ausführungs-

bestimmungen.  

 
 

2. ABSCHNITT: LEISTUNGEN 

 

 

Art. 19 Finanzielle Abgeltung der Vertragsparteien  



- 
10 
- 

 

10 

 

 

Die Vertragsparteien erhalten zur Abgeltung ihres Aufwandes bei der Bearbeitung 

(exkl. Verhandlungen) des Gesamtarbeitsvertrages jährlich einen von der Vereins-

versammlung gesprochenen Betrag. 

 
 

VIERTER TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

1. ABSCHNITT: AUFLÖSUNG und LIQUIDATION 

 

 

Art. 22 Vertragsloser Zustand 

 

Tritt ein vertragsloser Zustand ein, einigen sich die Vertragsparteien unter Berück-

sichtigung laufender Verfahren und Geschäfte über die Fortführung oder Auflösung 

des Vereins. 

 

 

Art. 23 Auflösungsbeschluss 

 

Über die Auflösung des Vereins entscheidet die Vereinsversammlung mit dem abso-

luten Mehr aller Delegierten der Vereinsversammlung. 

 

 

Art. 24 Vorgehen bei Liquidation 

 

Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand. Er kann dazu Hilfspersonen beiziehen.  

Das bei der Auflösung nach Tilgung aller Schulden verbleibende Vereinsvermögen 

wird durch einen Beschluss der Vereinsversammlung einer oder mehreren Institutio-

nen mit gleichem oder ähnlichem Zweck zugewendet. 

 

 

2. ABSCHNITT: INKRAFTTRETEN 

 

 

Art. 25 Inkrafttreten 
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Die Statuten treten mit der Allgemeinverbindlicherklärung des GAV Boden in Kraft. 

 

Die Vereinsmitglieder:  
 

 
 
BodenSchweiz, Verband Bodenbelagsfachgeschäfte  
 
Oberentfelden, 22.09.2025 
 
 
René Bossert   Daniel Heusser 
Präsident   Geschäftsführer 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Angestellte Schweiz (Verband Schweizerischer Angestelltenvereine) 
 
Oberentfelden, 22.09.2025 
 
 
Alexander Bélaz   Stefan Studer 
Präsident   Geschäftsführer 
 


